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Beschlussvorschlag:  Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen wird beauftragt, mindestens einmal im Jahr 
eine Beratung mit den in Potsdamer Wohngebieten tätigen Bürgerinitiativen durchzuführen. Mit solchen 
Beratungen sollen übergreifende Probleme zur Sprache gebracht sowie der Erfahrungsaustausch 
zwischen den Bürgerinitiativen gefördert werden. Die erste Beratung sollte Anfang des Jahres 2003 
organisiert werden. 
 
 
 
 
 
Dr. Hans-Jürgen Scharfenberg 
Fraktionsvorsitzender 
 
 
 
  Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen  

auf der Rückseite 

  

Entscheidungsergebnis   

Gremium:   Sitzung am:  
   

 einstimmig  mit Stimmen-
 mehrheit 

Ja Nein Enthaltung  überwiesen in den Ausschuss: 

 Lt. Beschlussvorschlag  Beschluss abgelehnt   

 abweichender Beschluss DS Nr.:   Wiedervorlage: 

   
 zurückgestellt  zurückgezogen   

 



Entscheidungsergebnis:  

Gremium:  

Sitzung am:  

Beratungsergebnis:  

 

Gremium:  

Sitzung am:  

Beratungsergebnis:  

 
Finanzielle Auswirkungen?   Ja  Nein 

(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.) 
 
 

ggf. Folgeblätter beifügen 

 
Begründung:  
 
In Potsdam gibt es eine Reihe von Bürgerinitiativen, die sich übergreifenden Fragen in ihrem 
Wohngebiet widmen und eine stabile Arbeitsweise entwickelt haben. In einer von der PDS-Fraktion 
organisierten Zusammenkunft mit diesen Bürgerinitiativen wurde das Interesse an einer stärkeren 
Zusammenarbeit zwischen den Initiativen geäußert. Es wird vorgeschlagen, dass der 
Stadtentwicklungsausschuss durch eine jährliche Beratung mit den Bürgerinitiativen den Rahmen für 
diese Zusammenarbeit schafft. 
 
 
 
 
 


